
Aufstellung des Bebauungsplanes  

"Salzgrube TB2 - Nord" 

mit örtlichen Bauvorschriften 

 

im Zentralbereich 

 

- Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses - 

 

Der Gemeinderat der Stadt Villingen-Schwenningen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 

23.07.2025 den Bebauungsplan "Salzgrube TB2 - Nord" gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als 

Satzung beschlossen. 

Durch dieses Bebauungsplanverfahren wird der rechtsverbindliche Bebauungsplan "Salzgrube – 

Teilbereich 1" teilweise überplant. 

Das Plangebiet befindet sich nördlich des Plangebietes "Salzgrube – Teilbereich 1" so- wie west-

lich der Plangebiete "Salzgrube TB1 – Erweiterung Nordost" und "Salzgrube TB2 – Ost" im nördli-

chen Zentralbereich. Im Geltungsbereich liegen die Flächen mit folgenden Flurstücksnummern: 

4204 (teilweise), 4205 (teilweise), 4206 (teilweise), 4189 (teilweise), 7018 (teilweise), 7019 (teil-

weise), 7020 (teilweise), 7530 (teilweise). Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt 

ca. 3,66 ha. Die genaue Abgrenzung ist in der nachfolgend abgebildeten Übersicht dargestellt. 

 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 

die Entwicklung industriell-gewerblicher Bauflächen im nördlichen Zentralbereich geschaffen 

werden. Das Vorhaben steht im Einklang mit den Zielen der Stadt, am Standort nördlicher Zent-

ralbereich die begonnenen gewerblichen Entwicklungen zu stärken und qualitativ weiter zu ent-

wickeln. 

Der Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung, Textteil, Begründung, Umweltbericht mit in-

tegriertem Grünordnungsplan, zusammenfassender Erklärung, Monitoring, sowie Verkehrsun-

tersuchung zum Baugebiet Salzgrube und kann im 
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während der üblichen Öffnungszeiten von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt wird 

auf Verlangen Auskunft erteilt. 

 

Etwaige Verletzungen von Vorschriften beim Zustandekommen der Satzung sind nach § 215 

BauGB in Verbindung mit § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie in den Fällen nach § 214 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 BauGB nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-

machung des vorstehenden Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Villingen-Schwen-

ningen unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel begründenden Sachverhaltes gel-

tend gemacht worden sind. 

 

Dies gilt nicht, wenn: 

1. Die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen oder die Bekanntmachung der Sat-

zung verletzt worden sind. 

2. Der Oberbürgermeister dem Satzungsbeschluss nach § 43 GemO-BW wegen Gesetzwidrig-

keit widersprochen hat, oder vor Ablauf von einem Jahr seit der Rechtsverbindlichkeit die 

Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder wenn eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb dieser Jahresfrist geltend gemacht 

worden ist. 

 

Ist eine Verletzung nach Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der Jahres-

frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Gel-

tendmachung und das Erlöschen etwaiger Entschädigungsansprüche, die sich auf Festsetzun-

gen des Bebauungsplanes gründen, wird hingewiesen. 

 

Die Satzung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 

 

Villingen-Schwenningen, den 08. August 2025 

 

Jürgen Roth 

Oberbürgermeister 
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